
SPD Ebersberg fordert
sozialenWohnungsbau

Schon Anfang 1980 brachte dio Stadtrats-
fraktion der Ebersberger Sozialdemokra-
ten einen Antrag auf.sozialen Wohnungs-
bau ein. Mittlerweile hat sich für die
Kommune durch verschiedene Grund-
stücksveräußerungen die Möglichkeit er-
geben, Bauflächen für sozialen Wohnungs-
bau bereitzustellen. lm Bereich des
,,Sperrholzwerkgeländes", zwischen dem
S-Bahnhof und dem Stadtteil Süd-West,
hat die Stadt Ebersberg ein entsprechen-
des Angebot bekommen. Hierzu werden
bereits Verhandlungen mit der Gemein-
nützigen Wasserburger Wohnungsbauge-
nossenschaft geführt. Derzeit geht man
von über 30 Wohnungen bei dieser Bau-
maßnahme aus.

Falls die Verhandlungen der Stadt in
dieser Angelegenheit erfolgreich weiter-

geführt werden, könnte der Stadtrat zu
dem jetzigen Projekt an der Ringstraße
ein weiteres soziales Wohnungsprojekt
beitragen.

Da bei dieser Baumaßnahme der Aben-
teuerspielplatz mit als Baufläche verwen-
det werden würde. fordert die Ebersber-
ger SPD ein sofortiges Ersatzgelände für
diesen Spielptatz. Der Vörein Abenteuer-
spielplatz und seine Spielangebote bzw.
Programmo, ist für die Kinder der Kreis-
stadt und insbesondere in Süd-West eine
feste Institution geworden. Die Stadt
sollte sich daher schon jetzt bemühen,
einen geeignetsn neu€n Standort für die
,,Abenteurer" zu finden. Dsnn: Kommu-
nikationseinrichtungen hat der Stadtteil
Süd-West ohne hin nicht zu visll

Stadtentvvicklung
in Ebersberg

Stadtentwicklung unter Beachtung
der Umweltbelange und den finan-
ziellen Möglichkeiten der Kreisstadt

Mit der Ausüreisung des Baugebietes Süd-
West anfang der 60er Jahre begann die
eigentliche städtebauliche Entwicklung
dsr Kreisstadt Ebersberg. Parallel zu den
folganden Bautätigkeiten, vor allen Ding€n
im Bereich Nord-West und im Osten zwi-
schen Weinleite und Abt-Häfelestraße -bis hin zu dsn iüngsten Baugebieten
Dachsberg und Eggerfeld, mußte die
Kommune die nötigen Erschließungsmaß-
nahmen wie Straßenbau, Wasserversor-

gung und Errichtung eines Abwasser-
systems durchführen. Nach iahrzehnte-
langer Diskussion wurde dann - nicht un-
umstritten - am Sande des Eberlberger
Forstes ein Gewerbegebiet ausgewlesen.
Der Neubau einer Grundschule mit Turn-
halle und Schwimmbad, die Errichtung
eines neuen Fsuerwehrhauses, sowi€ die
vom Landkreis getätigten Baumaßnahmen;
Realschule, Kreiskrankenhausneubau-
und -umbau sowie Neubau des Landrats-
amtes, gehören zu den markantesten Bau-
werken im Stadtbild der Kreisstadt. Der
1972 erfolgte S-Bahnanschluß und die
mit den Jahren tolgende Bahnhotssanie-
rung, sowie die neue Post in der Eichtal-

straße, waren und sind für Ebersberg
ebenfalls von großer Bedeutung. Oie
finanziellen Belastungen der erwähnten
kommunalen Investitionen, insbesonders
die derzeitigen Finanzierungsschwierig-
keiten hinsichtlich der Kläranlagensanie-
rungund -erweiterung, haben den Hand-
lungsspielraum der Kommune für die
nächsten Jahre sehr eingeschränkt. Das
von der CSU in den Kommunalwahlen 78
für die ieuige Legislaturperiode verspro-
chene Bürgerzentrum ist somit endgültiq
zur Utopie geworden. Uber die Konzep-
tion und die zu erfüllenden Aufgaben
eines späteren Bürgerzentrums in Ebers-
berg, will der kommunalpolitische
Arbeitskreis in der SPD-Ebersberg trotz-
dem in der nächsten Zeit lebhaft diskutie-
ren, um die Bürgermeinung kennenzuler-
nen und realistische Möglichkeiten in
olanerischer und baulicher Hinsicht zu
entwickeln.

Bezüglich ieglicher Bestrebungen von
Kommunalpolitikern, in und um Ebers-
berg künftig noch expansive Bauplanung



Fortsetzung von Seite l
zu betreiben, gilt es di€se Pläne kritisch
vor dem Hintergrund der wundorschönen
Ebersberger Umwelt zu diskutieren. Die
Erholungslandschaft um Ebersberg muß
in i€dem Falle erhalten bleiben. Ob es an-
gesichts d€r durch Endmoränen geprägten
Landschaft dann überhaupt noch sinnvoll
ist, ähnlich wie am Egg€rfeld oder am
Dachsberg große Wohnung6baugebiete
auszuweisen, muß in einer Gn:ndsatzdis-
kussion über die Stadt€ntwicklung Ebers-
berg besprochen werden. Natürlich brau-
chen wir auch künftig Wohnungsbau, -verstärkt sozialen Wohnungsbau. Nichtzu-
letzt die einheimische Jugend hat einen
Anspruch auf geeigneten Wohnraum, hin-
sichtlich der Familienbildung der jungen
Ggneration. Dazu ist es aber nottvendig,
gerade im Stadtberaich Baulücken oran-
voll mit vorn€hmlich sozial6m Wohnungs-
bau zu sc*llisßen und durch gezielte Sa-
nierung Wohnraum zu srhalten unq zu
vsrbessern. Das ist eine der wichtigsten
Aufgaben d€r Stadt für die SOer Jahre!
Die Gesamtplanung der Stadtentwicklung
muß dsn Dialog mit dem Bürger zur Vor.
aussetzung haban. Speziell die sozialde.
mokratischen Kommunalpolitiker wollen
diesen Dialog mit dem Bürger anregen
und betreiben.

Für die Entwicklungsplanung von Ebers,
berg ist ss von großer Bedeutung, städte-
planerische Belang€ in ihrer Vielfältigkeit
zu berücksichtigen. Grundlage hierfür ist
ein Zusammonwirken aller baulichen und
planerischen Maßnahmen unserer Kreis-
stadt, wie beispielsweise Wohnungsbau.
Verkehr, Versorgungseinrichtungen.
Kultur- und Freizeiteinrichtungen, Grün-
flächenplanung im Stadtgebiet, Sanierung
und nicht zuletzt Denkmalschutz. Diese
Planungsfaktoren sind bezüglich einer
künftigen Flächennutzungsplan-Fort-
schreibung von großer Bedeutung und in
ihm zu berücksichtigen.

In diesem Zusammenhang ist es auch
wichtig zu prüfen, inwieweit die als Mittel-

Sieghartsburg
NICHT NUR IN DER FASCHINGSSAISON
VON BEDEUTUNC FI'R DAS CESELI, -
S CHAF TL I CIIE LEBEN IN EBERSBERC

Seit dem 2. Dezember 1980 hat die Stadt
Ebersberg, vorerst noch mit äinem münd-
lichen Vertrag, den Saal der Sieghartsburg
gepachtet. Diese Maßnahme war im Sinne
des gesellschaftlichen Lebens in Ebersoero
dringend notwendig. Denn die vormaligei
Pächter konnten die Erwadungen sow;hl
der Besucher und der Veranstalter in kei-
ner Weise erfüllen. Nachdem nun aufgrund
veränderter Verhältnisse der bisherige
Pächter auch die Bewirtschaftung qes
Lokals aufgeben muß, hat die Brauerei
der Stadt zugesichert, daß während der
Faschingssaison die Lokalküche für die
Bewirtschaftung des Saalbetriebes bereit-
gestellt wird. Somit kann auf die ursprüng-
lich vorgesehene,,Notküche,, zur Vei-
pf legung bei Faschingsveranstaltungen ver-
zichtet werden. Mittlerweile bemüht sich

die Brauerei, einen neuen pächter für den
Gastronomiebetrieb der Sieghartsburg zu
finden. Die SPD-Fraktion hat nun dis
Überlegung eingebracht, daß die Stadt
auch das Sieghartsburg-Lokat als pächter
übernehmen könnte. Natürtich hängt dies
von den Konditionen eines solchen pacht-
vertrages ab. Die Stadt könnt€ somit
einen Unterpächter ihrer Wahl finden. der
als solider Wirt die Siegharuburg als erne
Einheit wieder voll funktionsfähig bewrrt-
schaftet. Denn eine getrennte Bewirtschaf-
tung des Lokals und des Saalbetriebes wäre
auf die Dauer eine zu komplizierte,,Not-
lösung". lm Interesse des Ebersberger
Vereinslebens und des sonstigen gesel!.r
schaftlichen Lebens, wäre eine Lösung i
Sinne. des SPD-Vorschlages sicherlich
wunschenswert.

zentrum ausgewiesenen Nachbarstädte
Grafing und Ebersberg in planerischer
Hinsicht dieser Funktion durch Koordi-
nation getecht wsrden können. Bisher sind
die Kontakte und dia Zusammenarbeit
der beiden Kommunen noch nicht aus-
reichend. Beim anstehenden Raumord_
nungsverfahren für die Neutrassierung der
B 304 ah Ortsumgehung von Ebersberg,
sind sich die Nachbarstädte noch nichl
näher gekommen.

Die Eb€rsberger SPD wird die hier darge-
legten Problemfelder in ihren nächst€n
Ortsvereinsitzungen diskutieren. Bürger,

die daran interessiert sind und mit disku-
tieren wolle4 können sich an die Redak-
tion der ,,Ebersberger Umschau', wenoen.
oder unter Beachtung der Veranstaltungs-
hinweise in den beiden Ebersberger Zli-
tungen unsere Ortsvereinsversammlungen
besuchen.

ES.

Jugendtiche, die rnreresse an der üitarbeit
in einer Jugendgrüppe haben, oder über dre
verscbiedenen Neigungsgruppen Inf ormarronen
uol len. können sich ieden Monrdg. Dic.,_,ä8,
1'lrLtwoch und FreireB ab 19-" persönt irh er-
kundisen, oder einfach anrlfen:
J u g e n d t r e f f p u n k t an de! F 1o ßnann --\straße - Tel. | 2 29 29 - R.s l
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B304-
keine Einigung mit LaId und Bund verzahnen
1gg0 für die B 304 ein vffrorenes 

umdenken bei Zuschüssen für Gemeinden tut not

Jahr

SPD will Kommunalpolitik mehr

Auch wenn 6s unwahßchelnllch kllngt, das
gibt €s wirkllch : DaO sln€ G€meinde zivrddn-
gend ein6n (w€iteren) Klndergart€n Iteucht,
stattdessen ab6r arst ainmal glnwenlg€rdrln-
gend banötlgtos Altenhelm bauen "mu8" -w€il's halt gerade Zuschoss€ von Land und/
oder Bund tor Altonh6ims glbt, nlchl aber für
Kindsrgärten.
Denn Städte und Gemoindgn sind kaum noch
in d6r Legs, aus €lg€nen Mllt6ln, ohn€ Hilf€
,von ob€n", gröBere ProjeKe zu v6rwirklichon
- esfehltdas Geld. Und tyenn dann ggrade in
den Landesplanung€n Zuschosqe for Alten-
heime statt l0r Klndorgänen €inCgsetzt slnd,
dann - sieh€ obon.
In d€rSPD nuntulsich was, um den Stadt- und
Gemelndevätern (,Motter" $nd 0brigens
auch mehr und mehr dabei)wiedor m€hr Ent-
scheldungsspielräum überdas elnzuräumen,
wofilr sie schlieBllch von ihren Mitb0rgern
gewählt worden sind, lür die politische und
organisatorlsche Ausgestaltung des l€bens
In der Kommune.

Noch b€i Jahresboginn tainte €r aus dem
Ebersberger Rathaus, mit dem Bau der
Umg€hungsstraße, Bundesstraße 3(N -
Ebersberg, werde in Küze begonnen.
Jetzt ist, wie in der Bürgerversammlung
b€kannt wurde, voraussichtlich im Früh'
iahr 1981 mit dem Beginn des Raum-
ordnungsverfahrens zu rechnen.
Auf eine der vorgeschlagenen Trassen-
führungen konnte bisher zwischen der
Stadt Ebersberg und der Stadt Grafing
keine Einigung erzielt werdsn. Hier stellt
sich die Frage, ob überhaupt uid wie oft
ernsthafte Einigungsverhandlungen ge-

fühn wurden.
Es bleibt also der bisherigs untragbare Zu-
stand erhalten - totäle Uberlastung des
innerstädtischen Verkehrs und nach wie
-1r die unzumutbare Lärmbelästigung der

dtienten im Kreiskrankenhaus.
Adamed

Aus dem Kreistag Ebetsberg
I nvestitionszuschüsse an Gemeinden
und Vereine für Sportstätten
In der Sitzung am 13. Nov. 1980 faßte
der Kreisausschuß folgenden Beschluß;
Der Kreisausschuß beschließt, aufgrund
der Erhöhung der Kostenpauschalen und
der zugrundeliegenden b€ihilf€fähigen
Kosten folgende Zuwendungen zu er-
höhen:
Gemeinde Oberpframmern, Bau einer
Mehrzweckhalle von DM 90.000,- auf
DM 127.000.-
Gemeinde Markt Schwaben, Bau einer
Schulturnhalle von DM 90.000,- auf
DM 1 10.000,-
Stadt Grafing, Bau einer Dreifachturnhalle

,n DM 600.000,- auf DM 775.000,-
\iemeinde Kirchseeon, Umbau der ATSV-
Turnhalle von DM 53.0@,- auf
DM 95.000,-
Dem Kreistag liegen folgende neue Zu-
schußanträge vor:
TSV Stainhöring. Errichtung eines Sport-
betriebsgebäudes mit Umkleideräumen
und Toiletten (Um- und Ausbau) und Bau
eines zweiten Sportplatzes. Da keine Zah-
len für di€ Ermittlung der Zuwendungsn
für 1980 vorgelegt werden konnten, muß
die Entscheidung auf das Haushaltsiahr
1981 verschoben werden.
Gem€indo Vatoßtotton. Errichtung eines
gsmeindlichen Sportzentrums in Vater-
stetten (Stadion mit Tribüne, Umkleide-
räum6, Turnsaal und Nebenspielfelder). Da
die Maßnahme 1981 begonnen werden
soll und genaue Zählen über die förde-
rungsfähigan Kosten nicht vorli6gen, kann
üb€r d€n Antrag erst im Haushaltsiahr
1981 entschieden werden.

Adametz

lmprsssum lür die Innenseiten: Herausgebsr: SPD'Kreis-
vsrband-Ebersbers, Vo.sitzend€r: Peier Dingler, aü1 va-

Als ein Ergebnis der ersten ordentlichen Bun-
desdelegiertenkonlerenz dsr "Sozlaldemo-kratischen Gemeinschatt fär l(ommunalpoli-
tik" (SGK) hatiedenfalls Herbert Wehner, Vor-
silz€nder der SPD-BundestagsfraKion, sine
engere Zusammenarbeit d€r SPD-Fraktion€n
auf Bundes-. Landes- und Gemeindesbene
geforded und getördert. Es gibt ietzt, wenige
wochen nach der ScK-Konferenz, bereits
einen Beauttragten für diese Arbeit: den frü-
heren stellverlretEnden SPD-Bundeslags-
fraktionsvorsitzenden Prolessor Frieddch
Schäfer.
Sicherllch - gut Ding will Weile haben. Aber
wenn, sagen wir mal so in einem Jahr, statl
eines Kindergarlens wieder ein Altenhelm
gebautwird (esgibt nattlrlich au0h den umge-
kehrten Fall, daß Altenplätze fehlenl), wenn
also etwas gebaut wird, was eigentlich nicht
so drlngend ist, dagegen anderesvertagtwer-
den muß, dann fragen Sie doch bitte einmal
bei der SPD nach, warum das immer noch so
ist.

Ein fhema wird wieder aktue I

Zur
Wiederaufnahme der
Bodenrechtsdiskussion
Arbeitskreis der Jusos zu Boden-
und Wohnungsfragen

Seit Oktober des Jahres beschäftigt sich
ein Arbeitskreis der Ebersberg€r und
Grafinger JungFozialisten mit der Proble-
matik der Boden- und Wohnungsfragen.
Hierbei wurden zunächst einmal die
Mechanismen der PreisbiEung in Zusäm-
menhang der Faktoren' Ang€bot und
Nachfrage in Relation zur Bodenspekula-
tion untersucht. Die Jusos wollen so auch
einen Diskussionsbeitrag zur Gesamtdis-
kussion eines neuen Bodenrechtes inner-
halb der Sozialdemokratischen Partei lie-
fern. Angelehnt an die Forderung der
Ebersb€rger SPD-Stadträt€ nach vermehr-
tem sozialen Wohnungsbau, wollen di€
Jusos konkrete Möglichksiten zur Errich-
tung von neuem und sozialem Wohnraum
prüfen. Zum nächsten Bundesparteitag
der SPD soll gar ein eigener Antrag für die
Reform des Bodenrechtes gestellt werden.
Grundlage für diese Feform sollen folgen-
de Überlegungen sein:

1 . Schws.wiogonde Mängel unserot g€lten-

don Bodonordnung wirkon tief hinsin in
alle Lobsn3bsreicha iodes €inzelnen. Di6
Reform der Bodenordnung :oll deshalb
m€hr Frsiheit und mehr Gerechtigkeit für
unser6 Bürgor lchaffan.
2. Die Gem€ind6n benöligen au$eichende
Eingriffrmäglichkeiton, (2.8, ab$lutss
Vorkeutsrccht der Gomeinde bei inner-
nädtischom Boden, der v€douft werdon
soll) damit nicht d€r haichne privste Go-
winn, sondern Wirtschaftlichksit und
soziale Rücksichtnahm€, Abwochllun$-

r€ichtum und Funktionsfähigkoitgleicher-
maßan umer6 Stedtplanung b6timmon.
3. Gar€chto?er Zugang zu Nutzungsmäg-
lichkeiten für Grund und Boden für alle
Bürgor zur B€friedigung ihrer Wohnbo-
dürfnisse.
Kler muß hiorbsi 3ein: Disa Reform-
maßnahmen richt6n iich nicht g3gon di6
große z8hl der Haus- und Eigenheimbe-
3itzer, sondorn au$chlisßlich gogen die
großen Spekulenten, die einen ger€golt6n
und an dsn sozialen Bedürtnis$n orien-
tiorton Wohnungrbau unmäglich gemacht
haben. Dia Juto! wollen Wohnüngsn für
Familien mit Kindern, für iungs Ehe-
paare, lunga Loute und auch ält3ro Men-
schon, die im Rahmen ihrer Einkünfto
auch gezahlt werden könnon.

Mit öl ins Minus

Überschüsse bzw
in dei Leistungsbilanz
. inMrdDM/



SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Rothemund zur

Strauß steht mit leeren Händen da

Schute, die Forderung nach mehr
Mitwirkuns der Büreer in Staat
und Gesellslhaft, der Kampf um die
Selbstverwaltungsfreiheit der Ge-
meinden, aber auch die intensive
Bemi.ihung um eine Verbesserung
der Arbeitsolätze und um die Ver-
besserung d-er Bedingungen am Ar-
beitsblatz. Die SPD werde sich wei-
ter für die Verbandsklage einsetzen
und forderh, daß die Instrumente
der Landesplanung stärker in den
Dienst der Ökologie gestellt werden.
Rothemund legte dar, daß die SPD-
Landtagsfraktion in den vergange-
nen zwei Jahren 38 Gesetzentwürfe
und über 800 Anträge eingereicht
habe. Die meisten Initiativen seien
alierdings abgelehnt worden. Wie
die Vergangenheit zeige, greife die
CSU sozialdemokratische Initia-
tiven allerdings häufig auf, wenn
auch erst nach Jahren oder Jahr-
zehnten - eine Verzögerung zum
Nachteil des Landes. Es sei ge-
schichtliche Wahrheit, daß die CSU
niemals der Motor der Entwicklung
gewesen ist, sondern vielmehr im-
irer im Bremserhäuschen saß. Ro-

themund erinnerte daran, daß die
CSU die einklassige Dorfschule ver-
teidigte, gegen den Mütterpaß und
die Röntgenreihenuntersuchung
war, zunächst keine Notwendigkeit
für ein Naturschutzgesetz sah und
jahrelang ein Landesplanungsge-
setz blockierte.

Teurer lllinisterpräsident
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr.
Helmut Rothemund zog auch eine
Bilanz der persönlichen Tätigkeiten
des Ministerpräsidenten. Er stellte
fest, daß Strauß 1980 bis zu seiner
Regierungserklärung und mit Aus-
nahme der Beantwortung einige-
mündlicher Anfragen nur ein einz-
qes Mal das Wort im Landtag er-
Eriffen habe, nämlich bei der Ver-
äbschiedune des Gesetzes über den
Maximilianiorden. Rothemund:
,,Der Ministerpräsident kann mit
Recht für sich in Anspruch nehmen,
in den letzten zwei Jahren der teu-
erste Teilzeitbeschäftigte Sewesen
zu sein, den Bayern jemals hatte."

Der bayerische Ministerpräsident
zeigte in seiner Regierungserklä-
rung zur Halbzeit keinen Mut zu
klaren A,ussagen. Er nannte keine
neuen Ziele und GesichtsDunkte der
Landespolitik, er stand söwohl hin-
sichtlich der Bilanz seiner bisheri-
gen Tätigkeit als auch bezüglich der
Vorhaben für die Zukunft mit lee-
ren Händen da.
SPD-Fraktionsvorsitzender Dr.
Helmut Rothemund kritisierte im
einzelnen, daß die Csu-Regierung

weder bei der Bekämptung der Bü-
rokratie Fortschritte erzielte - die
Flut von Verordnungen und Be-
stimmungen z. B. aus dem Kultus-
ministerium habe eher noch zuge-
norunen -, noch die wichtigsten
versprochenen Gesetzesvorhaben
erfirllt habe. So sei sie bei der No-
vellierung des Naturschutzgesetzes
ebenso in Verzug wie beim Landes-
qntwicklungsprogramm oder beim
Landesplanungsgesetz.
Eine ,,Meisterläistung" sei der CSU-
Regierung allerdings mit dem Ge-
setz der beruflichen Bildung gelun-
een. Rothemund forderte strauß
äuf, sich mit diesem Durcheinander
zu befassen, statt sich um Ec-vor-
schriften für eine Rasenmäher zu
bekirrnmern.
Der SPD-Fraktionsvorsitzende bd-
dauerte ferner, daß der Minister-
präsident zu den Auswüchsen der
Bodenpreissteigerungen, vor allem
in den Großstädten, geschwiegen
hat. Die SPD.Fraktion werde daher
ein Hearing zu den Bodenpreisen
durchführen, um die Staatsregie-
rung auch auf diesem Gebiet zum
Handeln zu zwingen. Ein breites
Kapitel v/idmete Rothemund der
Schulpolitik. Er stellte fest, daß die
CSU heute die Gesamtschule ebenso
ablehne wie sie vor einigen Jahren
die Gemeinschaftsschule abgelehnt
hatte. Die Dreigliedrigkeit unseres
heutigen Schulwesens entspreche
dem elitären Bewußtsein einiger
Studien- und Ob€rstudienrcäte, aber
nicht der Idee einer demokratischen
Gesellschaft.

Das Argument des Ministerpräsi-
. denten, das dreigliedrige Schulsy-
stem benachteilige niemanden, sei
nicht haltbar. In der Gesamtschule
wilrden vielmehr wesentlich mehr
Kinder der sozialen Unterschicht
höhere und mittlere Abschlüsse er-
reichen.

Zu den landespolitischen Schwer-
punkten der SPD gehöre die Aus-
einandersetzuns um mehr Liberali-
tät (im Januaa wird darüber erne
Interpellation im Landtag stattfin-
den), der Kampf um eine bessere

Neo-Nazis: flaben wir es

Umfragen: Ersclreckende Unkenntnis über Nationalsozialismus

uns an leicht gemacht?

Eine Woche vor der Bundestagswahl ging
beim Münchener Oktoberfest eine Bombe
hoch, gezilndet von einem Rechtsextreml-
sten; dreizehn Tote und mehrals 200 Verletzte
,schrecklen dle Nation auf. AchtWochen nach
der Wahl kämptte ausqerechnet jene rechts-
radikale Truppe, di€ im Zusammenhang mit
dem Attentäter immerwieder genanntwerden
mußte, vor dem Bundesverwaltungsgericht
gegen ein vom Bundesinnenminister aus-
gesprochenes Verbot dieser,,Wehrsport-
gruppe Hoffmann"; vergeblich, glrjcklicher-
weise - zumindest diese Gruppe von Neo-
nazis bleibt verboten.
Fast jedermann neigt dazu, unangenehme
Nachrichten zu verdrängen. Das Münchner
Attental gegen arglose Volkstestbesucher
wurde aus dem Bewußtsein verdrängt, der
.Hotfmann-Prozeß erst kaum zur Kenntnis
genommen. Aber genau das darf nicht sein,
daB die Bundesbürger 35 Jahre nach dem
Ende des bisher furchtbarsten aller Kriege
immer noch (oderschon wieder) den Blickvor
den Ursachen dieses Ubels verschließen:
Neonazismus und Rechtsextremismus.

Dazu SPD-Vorsitzender Willy Brandt: 
"Wennwir dann aus immer zu relalivierenden umtra-

gen erfahren, daß ein Mertel der befragten
Bundesbürger der Aussage zustimmen, der
Nationalsozialismus sei eine im Grunde gar
nicht so schlechte, sondern nureine schlecht
ausgetührte ldee, und wenn mehralsein orit-
tel der i.lber Dreißigjährigen die Annahme

gutheißen, Hitler wäre ohne den Krieg einer
der größten deutschen Staatsmänner gev'
sen, dann wirtt dies ernste Fragen auf: Hat,
sich unser Staat und hatessich eine Großzahl
der Btirger unseres Landes nicht lange Zeit zu
leicht gemacht mit der Bewältigung der auf
uns überkommenen Hypotheken?"
Und weiter: ..Menschenfeindlicher Extremis-
mus und Terrorismus lassen sich wede.
rechts noch links begründen. Sie sind und
bleiben verbrecherisch. Und es macht immer
wieder betrotfen mitzuerleben, wie selbstge-
recht noch heute einige an der Verharmlo-
sung der extremistischen Gefahren lesthal-
ten. Auch wenn es nichtdie geringste Gefahr
im innern gäbe, unsere Stellung in Europa und
unsere Geltung in derWelt machen esjeden-
lalls erforderlich, den Strich unter die Nazi-
Vergangenheit nicht verwischen zu lassen."

-Wenn dsr Ölhahn einmalwirklich abg€dreht
würde. bekämen dies zueßt dieAutotahrerzu
spliren, dann blleben im Wnter dle zimmer
kalt, aber die Lichter gingen nicht aus."

Erhad EPPler

"Die 
polltische Alternative kann nicht in der

Askese bestehen, sondern in der besseren
Nutzung von Energie.' Ethard Eppler



Seestadt erhalten

Auf seiner letzten Mitgliederversammrung
am Freitag, dem 19.12.80, befaßte sich
der SPD-Ortsverein Ebersberg unter ande-
rem mit der Frage, ob eine Sanierung des
Familienbades Klostersee und des anlie-
genden ehemaligen Staudenrausanwesens
sinnvoll ist.
Ortsvorsitzender Ewald Schurer meinte
dazu, daß die- Stadt Ebersberg derartige
banrerungsprolekte nicht nur vor dem
Hintergrund rein f inanzieller Erwägungen
diskutieren kann, sondern sowohl beim
Familienbad Klostersee, als auch beim
ehemalig idyllisch schönen Cafd Stauqen-
raus, die gewachsene Zugehörigkeit dieser
FÄrichtungen zum alten Stadtbitd Eb€rs-
, Js berücksichtigen muß.
Eine Belebung und nach den finanziellen
Möglichkeiten der Kommune ausgerichte-
te Sanierung des Bades und des ehemali-
gen Cafds, betrachte der Vorstand der
Ebersberger Sozialdemokraten demnach
als sinnvoll.
Die Mitgliederversammlung der SPD ver-
abschiedete daher folgenden Antrag:
Das Familienbad am Klostersee muß den
Ebersbergern in seiner ieeigen Form er-

halten bleiben. Eine ,,Auflassung" des
Bades würde bedeuten, daß eine Bewirt-
schaftung der Badegäste nicht mehr mög-
lich wäre - und damit verbunden.
- künftig keine Umkleidekabinen zur

Verfügung sttinden,

- sowie die Sicherheit der Badegäste zu-
mindest gefährdet würde.

Di€ Badeeinrichtungen sollen in den näch-
sten Jahren im Rahmen der finanziellen
Mittel toilsaniert werden, um einen geord-
neten Badebetrieb auch weiterhin zu er-
möglichen. Die Ebersbergar SPD setzt
sich ferner dafür ein, das von der Stadt
erworbene,,Staudenraushaus" durch Sa-
nierung zu erhalten. Die Sanierung soll
sich ebenfalls an den finanziellsn Mög-
lichkeiten der Kommune orientieren. Zu-
dem fordert der SPD-Ortsverein, das Haus
für die Jugendarbeit zur Verfügung zu
stellen. In Zusammenhang mit den unzu-
reichenden Räumlichkeiten des Jugeno-
treffpunktes an der Floßmannstraße,
würde das ehemalige Cafd einen erwerrer-
ten Betrieb des Jugendzentrums ermög-
lichen.

SPD - Ebeßbetg

KinderDarlament

- oit Freunden und
. Geschvistern
'. in der Schule
r- oder am Abenteursp iet,platz
der StadtjugendpfLeger oder
andere "Diplomatenrr könnten
dabei beratend nitwirken! ! !

Für alle.. .
die gern lesen

und flir alle,
die Büche! für die Schule, zur Weiterbil -
dung oder Iür ihr Hobby brauchen - gibL es
in der Ebersberser Stadrbücherei an der
FloßMnnstraße nehr als 15.000 Bände) die
kostenlos entliehen verden können; und zear
von ersten Kindelbdch für die Kteinen bis
zun Sachbuch odei den Rodan für die Croßen.
Und danit nieoaad vor verscblossener Tür
steht, hie! die öffnungszeiren:

"So sotl es bleibe!'r - die Ebersberger Sozial-
denokraten wollen das ramilienbäd an Kloster-
see erhalten und teil sanieren. Sanstäg

r zoo - r 9oo
t too - r goo
r ooo - r goo
9oo - ttoo

-Oer Ölprsis, der die Zahlunssbilanzen der
Entwicklungsländer rutniert. wird sich nicht
beruhlgon, solange wir immer neue Autobah-
nen für lmmer mehr Autos bauen."

Ethard Eppter
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an der F1o&oannstlaße
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Wie wär',s nit einen

Da, die Bächerei ist toll, nichts wie hin !



B?bfw6hl:
CSU 394=58,2096
SPD 161=23,74%
FDP 9G13,29%
Grüne 29= 4,24%

384=56,55%
158=23,27%
120=17 ,67%
11= 152%Bundestags-

Wahlergebnisse

CSU verlor f83t fünf Prozsnt gegodibor
1976 - SPD konnta sich knapp bshaup-
ten - FDP gewann d€utlich hinzu!

Der Vorstand d€r Ebersberger SPD legte
in ssiner Novembersitzung €ine detaillierte
Auswertung dos Bund€stagswahlergebnis'
sss vom 5. Oktober 1980 vor. Besonders
interessant für die Sozialdemokraten sind
hier die unterschiedlichen Stimm€nanteile
in den sieben WahlbeTirken, wo die SPD
zwischen knapp 40% im Stimmkreis V in
Süd-West und mit unter 1O% in Oberndorf
erhebliche Unterschiede aufzuweisen hat.
In der folgenden Tabelle können Sie das
Wahlergebnis in lhr€m Stimmkreis mit
andären wohnbezirken und dem Gesamt-
ergebnis dEr Kreisstadt vergleichen.

Wahlb@irk l:
Adalbero-, Weinleite, Attenb.-, Schill.-,
A. Birkmaier-, Augustiner-, BahnhofspJ.,
Bahnhofs-, Benediktiner-, Eichtal-,
Gsprait, Has€lbach, H.-Vogl-, Hind€nburg-,
Jesuitan-, Kalteneck. Kaps, KriGg€rsiedl.,
Lauf inger-, Marienplatz, Moossteffel-, Per-
ner-, Rauwagner-. Reith, Rick-, Riedhof,
Ros€nheimer-. Schloßplatz, Schweden-,
Valentin-, wasserburger Straße {-Gasse
oder Weg/Allee)

abgegebenen Stimmen

csu
SPD
FDP
G rüne
von

abgegebenen Stimmen

ItVahlbeirt V:
Asdkofen, Dr.-Wintrich-, Heuberg-, Hoch-
felln-, Hörmanndort, Kampenwand-, Pöt-
ting, Reitgssing, FingEtraßg.

CSU 3O2=47 )18% 299--46,94%
SPO 246=38,92% +248=38,93% +
FDP 56= 8,86% + 69=1013% +
Grüne 25= 3,96% 21= 330f6
von 632 bzw. 637 gültig
abgegsbanen Stimmon

Wahlbeirk Vl:
Alpen-, Asslkofener-, Breitenstsin-, Brünn-
stein-, Hochgern-, Hochries-, Karwondel',
Kranzhorn-, Rotwand-, Wallberg-. Wendel-
stsin-, Zugspiustraß€.

G$emterg€bni!: 5. Okt. 1980
im V6rgleich zur Bundestagswahl 1976
und zur Landtagswahl 1978

CSU 80 3028=58.39"4 3O32=57,92%
76 2530=61.51% 2590=62,33%
7A 2221 2235

Erststimm€nv€rgleich der Bundestagswah-
fin 1980 zu 1976: Minus 3,12% Zweit-
stimm€nv€rgleich 1980 zu 1976:

Minus 4,41%

SPD 80 1529=29AgY. 1481=2A,29%
76 1231=29,93% 1208=29,07%
78 1079 962

Erststimmonvergl€ich der Bundestagswah-
len 1980 zu 1976: Minus 0.45%
Zweitstimmenverglsich 1 980 zu 1 976:

Minus 0,78%

FDp Bo 442=g:52% s9a=r1,42%
76 324=7 ,87% 329= 7 ,91%
7A 393 394

Erststimmenvergleich 1980 zu 1976
Plus 0,65%

zweitstimme nvergloich 1980 zu 1976:
Plus 3,51%

B€merksnswert ist die Tatsache, daß SPD
und FDP in Süd-West (Wahlbez. V und Vl)
gemeinsam vor der CSU li€g€n. Zudem
hat die CSU im Zweitstimmenergebnis
gegenüber 1976 fast 4,5% der Stimmen
eingsbüßt. Das gute Abschneiden dor FDP
entspricht der Entwicklung im Raum
Oberbayern und ist letztlich auf d€n
Bund$trsnd der letzten Eundsstagrwah-
len zurückzuführen. Das Ausscheid€n der
Liberaten bei den Lahdtagswahlsn in
Nordrhain-Westfalen haben dis D.tr'\
skopen als eine Hauptursache für die C l

ken FDP€ewinne bezeichnet. Das Haupt-
zisl wurde souvsrän erroicht: Strauß und
die Union haben die Wahl eindoutig vsr-
loren. Selbst in der Csu-rogierten Krsis-
stadt Ebersborg fielen die Konseryativen
im Stadtteil Süd-west weit unter die 50%-
Marke.

357=5537%
197=30,83%
6G 939%
23= 3,600.6

639 bzw.

364=56,61%
117=27 ,63%
90=14,0096
e= !,4o(

64il dihis

csu
SPD
FDP
Grüne
von

372=6O,29%
2OG32A1%
32= 5,19%
13= 2,11%

617 bzw.

379=60,25%
195=31,0096
44= 7 ,0ü6
5= 0,80%

629 gültig

CSU
SPD
FDP
Grüne
von

Erst-
447=58,66%
237=31 ,1O%

43= 5,64%
35= 4,59%

762 bzw.

Zweitstimman
444=57 ,51%
231=2992%
70= 9,06%
19= 2,46%

772 gültig
abgegebenen Stimmen

Erst-
CSU 405=59,65%
SPD 2OO=29,45%
FDP 54= 7 95%
Grüne 2E 285%
von 679 bzw.
abgegeb€nen stimmen

325=47.51% 327=47 A6%
24il=35.53% + 231=33,53% +

87=12,72% + 116=16ß4% +
26= 3,80,6 lt= 1,60Ä

684 bzw. 689 gültig
abgegebenen Stimmen

Wahlbeirk Vll:
Apfelkam, Altmannsberg, Au, Bärmühl€,
Dieding, Englmeng, Halbing, Kumpf-
mühle, Langwied, Mailing, Motenberg,
Neuhausen. Obdf.-Schul-, Obe aufing,
Oberndorf, Pollmoos, Rinding, Ruhens-
dorf, Siegersdorf, Traxl, Unt€rlaufing,
Weiding, (.str.)

-ln dem Jahzohnt,In daswlt nun glngolßl3n
;lnd. w€d6n wlr uns daran g€uÖhn€n m0!-
ren. deE vl€l€ lmpulle von don botrofigmn
Borqom s€lb3l ausgehen, dä8 Polltlk da
oemacht wlrd. wo sle In dsr Dsmoklatlg Au!-
ianq und Zl€lhebon soll: Beld€m Botgar, der
älcht olaubon kann und wlll, dao Polltlk nurlm
VolEuö von sacharvängen besl€han soll:- Erher.t EPPlar

csu
SPD
FDP
Grüne
von

Zweitstimmen
411=6M
196=28,61%
62= 9,05%
14= 2,O5%

685 gültis

Wahlb@irk lll:
Abt"Williram-, Am Reither Borg, Scheib-
lsrfetd, Bald€-, Bonno-, Scharl', Böhmer-
wald-. Dachsberg. Haggonmiller', Hinter-
egglburg, lm Tal, Josof-M8ier-Plom., Rsit-
wies., Schlesische-. Sudet3nstr8ße (-Wag)

mDreslum,LDeribe/gef Lrmscrraü lrera!sqebe. SPO'
EbersLerq V€fa.rworrh.h Eward Sch!ref Frchafdrsweg
, 8017 Ebersberg Drlck O,rseldruck ECK. Krchen-
d -.q 5 aoll Krfchseeon

csu
SPD
FOP
Grüne
von

426=8589%
45= 9,07%
2V 4,ß%
5= 1,00%

496 bzw.

424=84ß3%
45= 8,98%
27= 5,39%
4= 0,8096

501 sültiq
abgegebon6n Stimmon


